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Einführung und Problemstellung 

Ein durchlaufender  Zug der Verfassungsentwicklung der europäischen Staaten 
in der Nachkriegszeit war die zunehmende Zentralisierung der Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben die wachsende Vereinheitlichung der Lebensbedingungen 
in der technisch-industrialisierten Gesellschaft. Diesem Trend unterlag auch die 
im Vergleich zu den Nachbarstaaten stark föderalistisch aufgebaute Bundesrepu-
blik Deutschland, wie nicht zuletzt die zahlreichen Grundgesetzänderungen zei-
gen, welche Aufgaben von den Bundesländern hin zum Zentralstaat verlagerten2. 
Zu einem nicht unbeträchtlichen Ausmaß dürfte dies nicht lediglich Ausfluß 
politisch bestimmter Zweckmäßigkeitsentscheidungen gewesen sein, sondern 
Konsequenz des im Grundgesetz in Art. 20 I, 28 I normierten und über Art. 79 
I I I GG besonders gesicherten Sozialstaatsgebots sein, welches eine „Unitarisie-
rung" des Bundesstaates — bis zu einer hier nicht näher zu bestimmenden Grenze 
— fordert 3. 

Diese Entwicklung hat sich in den letzten Jahren zusehends verlangsamt, 
bezüglich der erst 1969 durch das 21. Gesetz zu Änderung des Grundgesetzes 
(BGBl. IS. 359) eingeführten Gemeinschaftsaufgaben  wird sogar eine Rücküber-
tragung von Kompetenzen auf die Bundesländer diskutiert. Andere westeuropä-
ische Staaten sind ebenfalls im Begriff,  ihre Staatsstruktur wenn nicht zu föderali-
sieren, so doch zu dezentralisieren. Während dies in Italien durch die Einrichtung 
und Kompetenzausstattung der Regionen bereits vor geraumer Zeit geschah und 
die Entwicklung in Belgien durch die nicht ganz gelöste Nationalitätenfrage 
weiter zurückreichende Wurzeln hat, sind die Ansätze in Spanien und Frankreich 
erst jüngeren Datums und nicht zuletzt aufgrund ihrer Bedingtheit durch politi-
sche Veränderungen weder im Hinblick auf Ausmaß und Tragweite noch auf 
ihre Beständigkeit überblickbar4. In Großbritannien ist das Vorhaben der „devo-
lution" sogar gescheitert. 

Dennoch scheinen die Vorzüge dezentraler Machtausübung, entflochtener, 
wenn auch weitgehend verzahnter Entscheidungsbildung gegenüber ihren Nach-
teilen wieder stärker bewußt zu werden. Dem läuft anscheinend eine andere 
Entwicklungslinie diametral entgegen: die zunehmende Neigung zu internationa-

1 Rechtsvergleichend vgl. Bothe , S. 272. 
2 Zur fortwährenden Aufgabenverlagerung  zum Bund vgl. H.-P.  Schneider , S. 96; 

Edling , DÖV 1987, 579, 582 ff. 
3 Hesse, Bundesstaat, S. 13 f.; für den Bereich der Gesetzgebungszuständigkeiten vgl. 

RincK  FS Gebhard Müller, S. 289, 299 und Scholz , FG BVerfG II, S. 252, 254. 
4 Zum Zweck der spanischen Autonomiestatute vgl. H.-P.  Schneider , S. 92. 
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1er Verflechtung, sei es durch zwischenstaatliche völkerrechtliche Vereinbarun-
gen im klassischen Sinne, sei es durch die über internationale Organisationen 
bewirkte Integration5. Zwar hat sich die pessimistische Prognose6 noch nicht 
bestätigt, wonach es unter einem föderativen Aspekt zu einer Krise der europäi-
schen Integration kommen werde, und womit sich dann das Bundesverfassungs-
gericht zu befassen haben werde, aber die Antinomie zwischen einer Stärkung 
der Stellung der Länder und einer fortschreitenden Integration nach außen ist 
nicht zu verkennen. 

Besonders augenfällig wurde dies bei der Behandlung des „Gesetzes zur 
Einheitlichen Europäischen Akte vom 28. Februar 1986" vom 19. 12. 1986 
(BGBl. I I S. 1102 ff.).  Hier haben die Bundesländer auf die Eingriffe  in die 
föderative Struktur des Grundgesetzes hingewiesen und entsprechende Aus-
gleichsmaßnahmen verlangt. Dem wurde weitgehend Rechnung getragen7. 

Aus diesem Spannungsverhältnis soll mit dieser Untersuchung der Frage nach-
gegangen werden, inwiefern durch die Durchführung  des Europäischen Gemein-
schaftsrechts das Verhältnis der deutschen Bundesländer zum Bund beeinflußt 
oder verändert wird. Hierbei soll unter Durchführung  einer Gemeinschaftsnorm 
nur deren finaler Vollzug im Sinne der nationalen Terminologie verstanden 
werden. Nicht einbezogen werden hoheitliche Maßnahmen, welche lediglich 
"unter Beachtung" dieser Vorschriften  getroffen  werden8. Zum Zwecke der 
besseren Übersichtlichkeit erfolgt  hierbei eine Beschränkung auf das Recht der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft.  Dies ist nicht lediglich dadurch bedingt, 
daß deren Aufgabenbereich im Vergleich zu denen der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl und der Europäischen Atomgemeinschaft der weitaus 
umfassendste ist9, sondern auch deshalb zweckmäßig, weil das Recht der EGKS 
im Gegensatz zu dem der anderen Gemeinschaften weitergehend durchnormiert 
ist und zudem der nationale Vollzug gegenüber dem durch die Hohe Behörde 
(Kommission) die Ausnahme bildet10. Dementsprechend wird der EWG-Vertrag 
auch als „traité-cadre" bezeichnet11. Gegenstand der Untersuchung sind somit 
die Auswirkungen der normsetzenden Ausführung und des verwaltungsmäßigen 

5 Zum regionalen Element im europäischen Einigungsprozeß vgl. Blumenwitz,  Ge-
dächtnisschrift  Sasse, S. 215. 

6 Dürig,  VVDStRL 23 (1966), S. 127 f. 
i  Zu Vorgeschichte und Inhalt der EEA vgl. Hrbekl  Läufer,  EA 1986, 173 ff. 
s Vgl. Lerche,  in: Maunz/Dürig, Art. 83 Rdnr. 56 f.; a. A. Bandeil,  S. 20 f. (für die 

Ausführung von Bundesgesetzen gem. Art. 84 GG) und S. 30 f. (für die Ausführung 
von Gemeinschaftsrecht). 

9 Vgl. Spelten,  S. 2. 
10 Friaufy  Staatenvertretung, S. 87; Wohlfahrt,  Juristen-Jahrbuch 3 (1962 / 63), S. 241, 

242 f.; Rabe, S. 19; Wagner,  KSE 5, S. 189; Badura,  VVDStRL 23 (1966), S. 34, 43 f.; 
Schlenzka,  S. 160; Ophüls,  FS Hallstein, S. 387, 404 f.; Bünten,  S. 30, 160; Rengeling, 
Jura 1979, 236, 239. 

11 Fuß,  DVB1.1965,378; Ule,  Vhdlg. 46. DJT, Bd. I Teil 4, S. 4; Ipsen, Fusionsverfas-
sung, S. 28. 
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Vollzuges12 des Rechts der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  (im folgenden 
auch „Gemeinschaft") durch deutsche Stellen. Fragen der Anwendung durch 
nationale Gerichte sowie der Kostentragungspflicht werden nicht behandelt13. 

12 Zur Terminologie vgl. Zuleeg,  KSE 9, S. 47, 59, 209 f., 225 ff.;  ihm folgend z. B. 
Rengeling,  EuR 1974, 216, 217 und KSE 27, S. 8 f. 

Zur Kostentragung im Subventionsbereich vgl. Seidel,  FS Carstens, Bd. 1, S. 273 ff. 


